Poggendorf und die Generalstaatsanwaltschaft

Unter dem Zeichen 2 Zs 159/05 schrieb  mir die Staatsanwältin Raabe im Auftrage der Generalstaatsanwaltschaft  am 20. Februar folgenden Brief:

Betr.: Ermittlungsverfahren gegen Wolfgang Poggendorf wegen Verstoßes gegen das Tierschutzgesetz, Bedrohung, Betruges und Untreue (§§ 17 Nr.1 und 2 TierSchG; 241, 263, 266 StGB

Bezug: Ihre Beschwerde vom 2o.10.2005 gegen den Einstellungsbescheid vom 7.12.2005- AZ der Staatsanwaltschaft Hamburg: 7400 Js 522/05

„Ihre Beschwerde vom 20.12.2005 gegen den Einstellungsbescheid der Staatsanwaltschaft Hamburg vom 7.12.2005 wird als unbegründet zurückgewiesen.

Die Einstellung des Verfahrens gemäß § 170 Abs 2 StPO ist aus zutreffenden und ausführlich dargelegten Gründen des von Ihnen angefochtenen Bescheides der Staatsanwaltschaft Hamburg nicht zu beanstanden. Ihre Beschwerdebegründung enthält keine neuen Umstände, die Anlass geben, die Ermittlungen fortzuführen; insbesondere liegen keinerlei Anhaltspunkte dafür vor, dass die Tötungsanordnungen auf Wunsch des Beschuldigten Poggendorf in rechtswidriger Weise erlassen wurden. Nur unter dieser Voraussetzung wäre die Strafverfolgungsbehörde zum Einschreiten berechtigt (§ 152 Abs. 2 StPO )“

Rechtsbelehrung gemäß § 172 stopp

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats- soweit es um die Einstellung wegen Betruges geht – nach der Bekanntmachung der Antrag auf gerichtliche Entscheidung bei dem Hanseatischen Oberlandesgericht in 20355 Hamburg, Sievekingplatz 3, gestellt werden. Die Frist ist nur gewahrt, wenn vor deren Ablauf der Antrag bei dem Oberlandesgericht eingegangen ist. Der Antrag muss die Tatsachen, welche die Erhebung der öffentlichen Klage begründen sollen, und die Beweismittel angeben. Er muss von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Hamburg, den 8.3.05

Dirk Schrader 

